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A. Prüfungsauftrag 

Der Bürgermeister der 

 

Stadt Beckum, 

 

im Folgenden auch Stadt oder Mutterunternehmen genannt, 

 

beauftragte uns gemäß Beschluss der örtlichen Rechnungsprüfung mit der Prüfung des Gesamt-

abschlusses (auch: Konzern) zum 31. Dezember 2018 unter Einbeziehung der zu Grunde liegen-

den Buchführung und des Gesamtlageberichts gemäß § 116 GO NRW n. F. 

 

Der vorliegende Prüfungsbericht richtet sich ausschließlich an die Stadt Beckum. 

 

Der Gesamtabschluss der Stadt ist gemäß § 102 Abs. 11 und § 116 Abs. 9 GO NRW n. F. i. V. m. 

§ 59 Abs.  3 GO NRW n. F. (§ 116 Abs. 6 GO NRW a. F.) dahingehend zu prüfen, ob er ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragsgesamtlage 

der Stadt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung vermittelt. Die Prüfung 

des Gesamtabschlusses erstreckt sich auch darauf, ob die gesetzlichen Vorschriften und die sie 

ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen beachtet worden sind. Der 

Gesamtlagebericht ist darauf zu prüfen, ob er mit dem Gesamtabschluss sowie bei der Prüfung ge-

wonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und ob er insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 

der Stadt vermittelt.  

 

Über Gegenstand, Art und Umfang der von uns gemäß § 102 Abs. 11 GO NRW n. F. i. V. m. 

§ 59 Abs.  3 GO NRW n. F. (§ 116 Abs. 6 GO NRW a. F.) und entsprechend §§ 317 ff. HGB durch-

geführten Gesamtabschlussprüfung erstatten wir den vorliegenden Bericht, dem als Anlagen der 

von uns geprüfte Gesamtabschluss sowie der Gesamtlagebericht beigefügt sind. 

 

Unsere Berichterstattung erfolgt nach den vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V., 

Düsseldorf, festgelegten Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten (IDW 

PS 450 n. F.). 

 

Der Beteiligungsbericht nach § 117 GO NRW ist nicht Bestandteil der Gesamtabschlussprüfung. 

 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Gesamtabschlussprüfung die an-

wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 
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Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Dritten, 

gelten die unter dem 7. Juni 2016 getroffenen Vereinbarungen sowie ergänzend die als Anlage 

beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017 und der Verwendungsvorbehalt. 

 

 

B. Grundsätzliche Feststellungen 

Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch den gesetzlichen Vertreter 

Die Lagebeurteilung des gesetzlichen Vertreters der Stadt Beckum im Gesamtabschluss und im 

Gesamtlagebericht ist durch uns als Abschlussprüfer im Rahmen einer Stellungnahme zu beurtei-

len. Dabei ist darzulegen, dass der Gesamtlagebericht entsprechend § 102 Abs. 11 und § 116 

Abs. 9 GO NRW n. F. mit dem Gesamtabschluss sowie bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnis-

sen in Einklang steht und ob er insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt vermittelt. 

Zudem haben wir darauf einzugehen, ob die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung der 

Stadt zutreffend dargestellt sind. 

 

Unseres Erachtens ist auf folgende Kernaussagen des gesetzlichen Vertreters zur Gesamtlage der 

Stadt unter Einbeziehung der verselbstständigten Aufgabenbereiche besonders hinzuweisen: 

 

Das Gesamtbilanzjahresergebnis zum 31. Dezember 2018 beläuft sich auf T€ 3.563. Es setzt sich 

zusammen aus den ordentlichen Gesamterträgen in Höhe von T€ 132.884 und den ordentlichen 

Gesamtaufwendungen in Höhe von T€ 126.677 sowie dem Gesamtfinanzergebnis in Höhe von 

T€ – 1.624 und den anderen Gesellschaftern zuzurechnenden Ergebnis in Höhe von T€ 1.020. 

 

Die Erträge des Konzerns Stadt Beckum übersteigen die Aufwendungen. Das ordentliche Gesamt-

ergebnis weist einen Überschuss in Höhe von T€ 6.207 aus. Das Gesamtfinanzergebnis weist ei-

nen Fehlbetrag in Höhe von T€ 1.624 aus. Es ergibt sich somit ein Gesamtjahresüberschuss von 

T€ 4.584. Nach Abzug der Anteile anderer Gesellschafter (T€ 1.020) am Gesamtjahresergebnis ist 

der Gesamtjahresüberschuss der Stadt Beckum mit T€ 3.563 auszuweisen. 

 

Damit wurde das Gesamtjahresergebnis im Vergleich zum Vorjahr um T€ 11.206 verbessert. Ur-

sächlich hierfür sind gestiegene Erträge, insbesondere Steuern und Zuwendungen, bei gleichzeitig 

relativ konstant gebliebenen Aufwendungen. 

 

Konsolidierungsmaßnahmen auf der Aufwandsseite sind nur eingeschränkt möglich, da es sich in 

großen Teilen um gesetzlich vorgeschriebene Pflichtaufgaben handelt. 
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Die Gesamtbilanzsumme beläuft sich zum 31. Dezember 2018 auf insgesamt T€ 350.454. Im Ver-

gleich zum Vorjahresstichtag (T€ 350.913) hat sie sich somit um T€ 460 oder 0,13 % verringert. 

 

Auf der Aktivseite der Bilanz zeigt sich eine Verringerung des Anlagevermögens um T€ 383. Diese 

resultiert im Wesentlichen aus den planmäßigen Abschreibungen des Sachanlagevermögens, aber 

auch aus der Abschreibung des Geschäfts- oder Firmenwertes aus der Vollkonsolidierung, wäh-

rend sich die Finanzanlagen um T€ 880 erhöhten. Das Umlaufvermögen erhöhte sich um T€ 13. 

 

Auf der Passivseite der Bilanz zeigt sich ein Anstieg des Eigenkapitals um T€ 3.381. 

 

Die Verbindlichkeiten sind um T€ 5.329 gesunken, was im Wesentlichen auf geringere Liquiditäts-

kredite zurückzuführen ist. 

 

Die Gesamtfinanzlage ist aus der Kapitalflussrechnung ersichtlich. 

 

Voraussichtliche Entwicklung der in den Gesamtabschluss einbezogenen Einrichtungen 

Unseres Erachtens sind folgende Kernaussagen des gesetzlichen Vertreters zur voraussichtlichen 

Entwicklung der Stadt Beckum unter Einbeziehung der verselbstständigten Aufgabengebiete her-

vorzuheben: 

 

Gemäß Haushaltsplan 2019 der Stadt Beckum wird mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 

T€ 993 gerechnet. 

 

Die Ausführung des Haushaltes 2019 wird mindestens etwa auf dem Niveau der Planung erwartet. 

 

Als Risiko des Konzerns Stadt Beckum sind weiterhin die hohen Belastungen aus den Sozialauf-

wendungen zu sehen, da die Entlastungen des Bundes zu den Sozialaufwendungen vielfach ge-

rade ausreichen, die Kostensteigerungen in diesem Bereich auszugleichen. Weiterhin ist das Aus-

laufen der Kostenerstattungen für abgelehnte Asylbewerber ein Risiko für den Konzern. 

 

Gemäß den Haushaltsplanungen 2019 bis 2022 werden Jahresüberschüsse erwartet. 

 

Unter Berücksichtigung der Prognosen aus den konsolidierten Unternehmen ergibt sich insgesamt 

eine positive Zukunftserwartung. 
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Wir halten die Darstellung und Beurteilung des gesetzlichen Vertreters über die Gesamtlage des 

Konzerns unter Einbeziehung der verselbständigten Aufgabengebiete und die Darstellung der we-

sentlichen Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung, wie sie im Gesamtabschluss und im 

Gesamtlagebericht zum Ausdruck kommen, für plausibel. 

 

 

C. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks  

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer auftragsgemäßen Prüfung haben wir den Gesamtab-

schluss zum 31. Dezember 2018 und den Gesamtlagebericht der Stadt Beckum mit dem folgen-

den uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen: 

 

"Bestätigungsvermerk des unabhängigen Wirtschaftsprüfers 

 

An die Stadt Beckum 

 

Vermerk über die Prüfung des Gesamtabschlusses 

 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Gesamtabschluss der Stadt Beckum - bestehend aus der Gesamtbilanz zum 

31. Dezember 2018, der Gesamtergebnisrechnung sowie dem Gesamtanhang einschließlich der 

Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Nach unserer Beurteilung auf 

Grund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der beigefügte Gesamtabschluss 

in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Gemeindeordnung des Bundeslandes Nord-

rhein-Westfalen nach § 102 GO NRW n. F. i. V. m. der Gemeindehaushaltsverordnung nach 

§§ 49 ff. GemHVO NRW und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmä-

ßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 

Finanzgesamtlage der Stadt zum 31. Dezember 2018 sowie ihrer Gesamtertragslage für das 

Haushaltsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018. 

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen ge-

gen die Ordnungsmäßigkeit des Gesamtabschlusses geführt hat. 
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Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Gesamtabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 102 

GO NRW n. F. unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach 

diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt "Verantwortung des Abschlussprüfers für die 

Prüfung des Gesamtabschlusses" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir 

sind von der Stadt unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und be-

rufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstim-

mung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prü-

fungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zum 

Gesamtabschluss zu dienen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der Stadt für den Gesamtabschluss 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Gesamtabschlusses, der den 

Vorschriften der Gemeindeordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen nach § 116 GO NRW 

a. F. i. V. m. der Gemeindehaushaltsverordnung nach §§ 49 ff. GemHVO NRW in allen wesentli-

chen Belangen entspricht, und dafür, dass der Gesamtabschluss unter Beachtung der deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der Stadt vermittelt. Ferner sind 

die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit 

den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um 

die Aufstellung eines Gesamtabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtig-

ten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 

 

Bei der Aufstellung des Gesamtabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit der Stadt zur Fortführung ihrer Tätigkeit, d. h. der stetigen Erfüllung der Aufgaben, zu be-

urteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Si-

cherung der stetigen Erfüllung ihrer Aufgaben, sofern einschlägig, anzugeben.  

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Gesamtabschlusses 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Gesamtabschluss als 

Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, 

sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil zum Gesamtabschluss be-

inhaltet. 
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 102 Abs. 11 GO NRW n. F. unter Beachtung der vom Insti-

tut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Dar-

stellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 

angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die 

auf der Grundlage dieses Gesamtabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von 

Adressaten beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter 

- falscher Darstellungen im Gesamtabschluss, planen und führen Prüfungshandlungen als Re-

aktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeig-

net sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche 

falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, 

da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkei-

ten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kön-

nen. 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Gesamtabschlusses relevanten inter-

nen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 

angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieses Systems 

der Stadt abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-

nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

 ziehen wir auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise Schlussfolgerungen darüber, 

ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-

steht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Stadt zur Fortführung ihrer Tätigkeit, d. h. 

der stetigen Erfüllung ihrer Aufgaben, aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, 

dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 

die dazugehörigen Angaben im Gesamtabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese An-

gaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schluss-

folgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 

Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 

dass die Stadt die stetige Aufgabenerfüllung nicht sicherstellen kann. 
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 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Gesamtabschlusses ein-

schließlich der Angaben sowie ob der Gesamtabschluss die zu Grunde liegenden Geschäfts-

vorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Gesamtabschluss unter Beachtung der deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-

des Bild der Vermögens-, Finanz-und Ertragsgesamtlage der Stadt vermittelt. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 

und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 

Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 

 

Vermerk über die Prüfung des Gesamtlageberichts 

 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Gesamtlagebericht der Stadt Beckum für das Haushaltsjahr vom 1. Januar 2018 bis 

zum 31. Dezember 2018 geprüft.  

 

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 

beigefügte Gesamtlagebericht in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Gemeinde-

haushaltsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen nach § 51 GemHVO NRW und ver-

mittelt ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz-und Er-

tragsgesamtlage der Stadt. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Gesamtlagebericht in 

Einklang mit dem Gesamtabschluss und stellt die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung 

zutreffend dar.  

 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Gesamtlageberichts unter Beachtung des International Standard on 

Assurance Engagements (ISAE) 3000 (Revised) durchgeführt.  

 

Danach wenden wir als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die Anforderungen des IDW Qualitätssi-

cherungsstandards: Anforderungen an die Qualitätssicherung in der Wirtschaftsprüferpraxis (IDW 

QS 1) an. Die Berufspflichten gemäß der Wirtschaftsprüferordnung und der Berufssatzung für Wirt-

schaftsprüfer/vereidigte Buchprüfer einschließlich der Anforderungen an die Unabhängigkeit haben 

wir eingehalten.  
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Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ange-

messen sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen.  

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und der Stadt für den Gesamtlagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Gesamtlageberichts, der in 

allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Gemeindehaushaltsverordnung des Bundeslan-

des Nordrhein-Westfalen nach § 51 GemHVO NRW entspricht, insgesamt ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage 

der Stadt vermittelt, in allen wesentlichen Belangen mit dem Gesamtabschluss in Einklang steht 

und die Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die ge-

setzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 

notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Gesamtlageberichts in Übereinstimmung mit 

den anzuwendenden Vorschriften der Gemeindehaushaltsverordnung des Bundeslandes Nord-

rhein-Westfalen nach § 51 GemHVO NRW zu ermöglichen und um ausreichende geeignete Nach-

weise für die Aussagen im Gesamtlagebericht erbringen zu können.  

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Gesamtlageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Gesamtlagebericht in 

allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Gemeindehaushaltsverordnung des Bundeslan-

des Nordrhein-Westfalen nach § 51 GemHVO NRW entspricht.  

 

Die Ausführungen zur Verantwortung des Abschlussprüfers zur Prüfung des Gesamtabschlusses 

gelten gleichermaßen für die Prüfung des Gesamtlageberichts mit der Ausnahme, dass wir nicht 

beurteilen, ob der Gesamtlagebericht die zu Grunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse 

so darstellt, dass er unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz-und Ertragsge-

samtlage der Stadt vermittelt.  
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Des Weiteren führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten zukunftsorientierten Angaben im Gesamtlagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigne-

ter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 

von den gesetzlichen Vertretern zu Grunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen 

die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigen-

ständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zu Grunde liegenden 

Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige 

Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.  

 

 

Münster, am 19. September 2019 

 

 

 CURACON GmbH 

 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

  

  

  

   

 Schwarz Menken 

 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer" 

 

 

Hinweis: An dieser Stelle erfolgt nur ein wörtliches Zitat des Bestätigungsvermerks, der im Testatsexemplar erteilt wird. 

Der Bestätigungsvermerk wird daher an dieser Stelle nicht unterschrieben. 
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D. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

I. Gegenstand der Prüfung 

Gegenstand der Prüfung ist der Gesamtabschluss mit den in § 116 Abs. 1 GO NRW a. F. festge-

legten Bestandteilen. Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben wir gemäß § 102 und § 116 

Abs. 9 GO NRW n. F. und entsprechend § 317 HGB den Gesamtabschluss bestehend aus Ge-

samtbilanz, Gesamtergebnisrechnung, Gesamtanhang und den Gesamtlagebericht auf die Beach-

tung der für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grund- 

sätze ordnungsmäßiger Buchführung und der sie ergänzenden Vorschriften der Satzungen und 

der sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen geprüft. 

 

Den Gesamtlagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Gesamtabschluss und den bei 

unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage der Stadt erweckt. Dabei haben wir auch geprüft, ob die Chancen und Risiken der 

künftigen Entwicklung des Konzerns der Stadt zutreffend dargestellt sind. Die Prüfung des Ge-

samtlageberichts hat sich auch darauf zu erstrecken, ob die gesetzlichen Vorschriften zur Aufstel-

lung des Lageberichts beachtet worden sind. 

 

Die Buchführung, die Aufstellung von Gesamtabschluss und Gesamtlagebericht sowie die für die 

Rechnungslegung eingerichteten internen Kontrollen liegen in der Verantwortung des gesetzlichen 

Vertreters der Stadt. Ebenso ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die dem Abschlussprü-

fer gemachten Angaben. Unsere Aufgabe besteht darin, auf der Grundlage der von uns durchge-

führten Prüfung ein Urteil über den Gesamtabschluss und den Gesamtlagebericht abzugeben. 

 

 

II. Art und Umfang der Prüfung 

Wir haben unsere Gesamtabschlussprüfung gemäß § 102 Abs. 11 GO NRW n. F. und entspre-

chend der Vorschriften der §§ 317 ff. HGB durchgeführt.  

 

Die vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V. festgestellten deutschen Grundsätze 

ordnungsmäßiger Durchführung von Abschlussprüfungen wurden von uns beachtet. Berücksichti-

gung fand auch der Prüfungsstandard zur Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

einer Gebietskörperschaft (IDW PS 730). Danach haben wir die Prüfung so geplant und durchge-

führt, dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die Buchführung, der Gesamtab-

schluss und der Gesamtlagebericht frei von wesentlichen Mängeln sind.  
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Unsere Prüfung hat sich nicht darauf zu erstrecken, ob die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit des 

gesetzlichen Vertreters zugesichert werden kann (in Anlehnung an § 317 Abs. 4a HGB). 

 

Die Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten Systemprüfungen, 

analytische Prüfungshandlungen und Einzelfallprüfungen. Art und Umfang sowie die Ergebnisse 

der Prüfungshandlungen wurden in unseren Arbeitspapieren dokumentiert. 

 

Die Prüfung des Gesamtabschlusses haben wir unter Beachtung der Grundsätze gewissenhafter 

Berufsausübung mit der Zielsetzung angelegt, Unrichtigkeiten und Verstöße gegen die gesetzli-

chen Vorschriften zur Rechnungslegung mit hinreichender Sicherheit zu erkennen, die sich auf die 

Darstellung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Fi-

nanz-und Ertragsgesamtlage im Sinne des § 102 Abs. 5 GO NRW n. F. wesentlich auswirken. 

 

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der Jahresabschlüsse der in den Gesamtabschluss einbezo-

genen verselbständigten Aufgabenbereiche, der Abgrenzung des Konsolidierungskreises, der an-

gewandten Bilanzierungs- und Konsolidierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen 

des gesetzlichen Vertreters sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Gesamtabschlusses 

und des Gesamtlageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-

chere Grundlage für unser Prüfungsurteil bildet. 

 

Sofern einzelne Abschlüsse von in den Gesamtabschluss einbezogenen verselbständigten Aufga-

benbereichen durch andere Abschlussprüfer geprüft wurden, haben wir uns für die Beurteilung des 

Vorliegens der Voraussetzungen für die Verwertung der Ergebnisse anderer Abschlussprüfer von 

deren Unabhängigkeit überzeugt und deren fachliche Kompetenz und berufliche Qualifikation beur-

teilt. Weiterhin haben wir die Arbeiten der anderen Abschlussprüfer bezüglich der Abschlüsse der 

in den Gesamtabschluss einbezogenen verselbständigten Aufgabenbereiche überprüft und dies in 

unseren Arbeitspapieren dokumentiert. 

 

Auf der Grundlage unseres risiko- und systemorientierten Prüfungsansatzes haben wir zunächst 

eine Prüfungsstrategie entwickelt. Diese basiert auf einer Einschätzung des rechtlichen und wirt-

schaftlichen Umfelds sowie der Lage der Stadt, ihrer Ziele, Strategien und Geschäftsrisiken sowie 

auf den Auskünften des gesetzlichen Vertreters. Sie wird darüber hinaus von der Größe und Kom-

plexität der Stadt und der Wirksamkeit ihres rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-

tems beeinflusst. Die hieraus gewonnenen Erkenntnisse haben wir bei der Auswahl und dem Um-

fang unserer analytischen Prüfungshandlungen und Einzelfallprüfungen hinsichtlich der Bestands-

nachweise und der rechnungslegungsbezogenen Aussagen im Gesamtabschluss berücksichtigt.  
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Darauf aufbauend wurde ein Prüfungsprogramm entwickelt. In diesem Prüfungsprogramm werden 

Art und Umfang der Prüfungshandlungen festgelegt. 

 

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem 

untersucht. Die Untersuchung bezog sich insbesondere auf die Abläufe und Kontrollmechanismen 

in den Bereichen der Konzernabschlusserstellung. Dabei konnten wir uns von der grundsätzlichen 

Wirksamkeit und Anwendung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems überzeu-

gen. 

 

Auf Grund der Feststellung der grundsätzlichen Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen in-

ternen Kontrollsystems konnte der Umfang der aussagebezogenen Prüfungshandlungen in diesem 

Bereich reduziert werden. 

 

Neben dem Prozess der Aufstellung des Gesamtabschlusses haben wir uns von der Angemessen-

heit der Gesamtabschlussbilanzierungsrichtlinien überzeugt, die auf eine einheitliche Bilanzierung 

und Bewertung auf der Grundlage der für den Konzern der Stadt geltenden Vorschriften abzielen. 

 

Die nicht geprüften Abschlüsse von in den Gesamtabschluss einbezogenen verselbständigten Auf-

gabenbereichen wurden von uns unter Beachtung des Grundsatzes der Wesentlichkeit nach § 317 

Abs. 3 Satz 1 HGB daraufhin geprüft, ob die gesetzlichen Vorschriften beachtet und die konsolidie-

rungsbedingten Anpassungen in zutreffender Weise vorgenommen wurden. 

 

Zu weiteren Ausführungen bezüglich Art und Umfang der Prüfung verweisen wir auf den Abschnitt 

"Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts" unseres Bestätigungsvermerks. 

 

Wir haben die Prüfung im September 2019 in unserem Hause durchgeführt. 

 

Alle erbetenen Auskünfte und Nachweise sind uns von dem gesetzlichen Vertreter der Stadt, der in 

den Gesamtabschluss einbezogenen verselbständigten Aufgabenbereiche und den uns benannten 

Mitarbeitern bereitwillig erteilt worden. 

 

Der gesetzliche Vertreter hat uns die berufsübliche schriftliche Vollständigkeitserklärung zum Ge-

samtabschluss und zum Gesamtlagebericht erteilt. 

 

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Aufstellen des Gesamtabschlusses haben sich 

nach dieser Erklärung nicht ergeben und sind uns bei unserer Prüfung nicht bekannt geworden.  
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E. Feststellungen und Erläuterungen zur Gesamtabschlussrechnungs- 

legung 

I. Grundlagen der Gesamtrechnungslegung 

Der Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2018 wurde nach den Vorschriften des § 116 GO NRW 

a. F. i. V. m. §§ 49 bis 51 GemHVO NRW aufgestellt.  

Der Gesamtabschluss basiert auf den nach einheitlichen Grundsätzen aufgestellten Jahresab-

schlüssen der Stadt und aller einbezogenen verselbständigten Aufgabenbereiche zum Gesamtab-

schlussstichtag (Konsolidierungskreis). Daran anschließend wurden die Jahresabschlüsse der ein-

bezogenen verselbständigten Aufgabenbereiche zusammengefasst und um interne Lieferungen 

und Leistungen sowie Forderungen und Verbindlichkeiten bereinigt (Konsolidierung).  

Da es sich bei den meisten Jahresabschlüssen der einbezogenen verselbständigten Aufgabenbe-

reiche um nach unterschiedlichen Vorschriften aufgestellte Jahresabschlüsse handelt, darunter 

Vorschriften des HGB, wurden diese in eine Kommunalbilanz II in die Gliederung für das Neue 

Kommunale Finanzmanagement transformiert. Für alle in den Gesamtabschluss einbezogenen 

verselbständigten Aufgabenbereiche wurden bei der Aufstellung des Gesamtabschlusses einheitli-

che Bilanzierungs- und Bewertungsvorschriften beachtet.  

Der Gesamtabschluss sowie der Gesamtlagebericht sind nach den Rechnungslegungsvorschriften 

der GO NRW a. F. und GemHVO NRW aufgestellt und gegliedert worden. 

II. Konsolidierungskreis 

In den Gesamtabschluss einbezogene verselbständigte Aufgabenbereiche 

In den Gesamtabschluss sind der Einzelabschluss der Stadt und darüber hinaus folgende verselb-

ständigte Aufgabenbereiche im Wege der Vollkonsolidierung gemäß § 50 GemHVO NRW i. V. m. 

§§ 300, 301, 303 - 305, 307 - 309 HGB einbezogen: 

 Eigenbetrieb Energieversorgung und Bäder 

 Eigenbetrieb Städtische Betriebe Beckum 

 Eigenbetrieb Städtischer Abwasserbetrieb Beckum 

 Beckumer Wohnungsgesellschaft mbH 

 Energieversorgung Beckum GmbH & Co KG. 
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Die Wasserversorgung Beckum GmbH wurde "at equity" (Fortschreibung des Beteiligungsbuch-

wertes) im Gesamtabschluss der Stadt ebenfalls berücksichtigt. 

 

Bei der Abgrenzung des Konsolidierungskreises wurde das Stetigkeitsprinzip beachtet. Der Konso-

lidierungskreis hat sich gegenüber dem Vorjahr nicht verändert. 

 

 

III. Ordnungsmäßigkeit der in den Gesamtabschluss einbezogenen Ab-

schlüsse 

Gemäß § 102 Abs. 11 GO NRW n. F. und entsprechend § 317 Abs. 3 HGB ist durch den Gesamt-

abschlussprüfer auch zu prüfen, ob die im Gesamtabschluss zusammengefassten Jahresab-

schlüsse der einbezogenen verselbständigten Aufgabenbereiche sowie konsolidierungsbedingte 

Anpassungen ordnungsgemäß sind. Von dieser Pflicht ist der Gesamtabschlussprüfer jedoch inso-

fern befreit, als er sich auf geprüfte Jahresabschlüsse stützen kann, soweit diese bereits nach ein-

heitlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden aufgestellt worden sind. Sind die Jahresab-

schlüsse von einem anderen Abschlussprüfer geprüft worden, erfolgt eine Überprüfung dessen 

Arbeit. 

 

Bei Aufstellung der Jahresabschlüsse der in den Gesamtabschluss einbezogenen verselbständig-

ten Aufgabenbereiche kommen einheitliche Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden zum Ansatz.  

 

Die Ordnungsmäßigkeit der in den Gesamtabschluss einbezogenen verselbständigten Aufgaben-

bereiche ist gegeben. Soweit die einbezogenen verselbständigten Aufgabenbereiche nicht durch 

uns geprüft wurden, haben wir uns anhand einer kritischen Durchsicht des jeweiligen Prüfungsbe-

richtes von der Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses überzeugt. Konsolidierungsbedingte 

Anpassungen an die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden der Stadt wurden durch uns ge-

prüft, wobei sich keine Beanstandungen ergaben. 
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Die von den Abschlussprüfern der verselbständigten Aufgabenbereiche 

 Eigenbetrieb Energieversorgung und Bäder 

 Eigenbetrieb Städtische Betriebe Beckum 

 Eigenbetrieb Städtischer Abwasserbetrieb Beckum 

 Beckumer Wohnungsgesellschaft mbH 

 Energieversorgung Beckum GmbH & Co KG 

 Wasserversorgung Beckum GmbH 

erteilten Bestätigungsvermerke enthielten in allen Fällen einen uneingeschränkten Bestätigungs-

vermerk. 

Eine Anpassung der Jahresabschlüsse der einzubeziehenden Unternehmen an die konzernein-

heitliche Bilanzierung und Bewertung ist gemäß § 50 GemHVO NRW i. V. m. § 308 HGB vorge-

nommen worden. 

Wir stellen fest, dass die in den Gesamtabschluss einbezogenen Jahresabschlüsse ordnungsge-

mäß sind. 

IV. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung des Gesamtabschlusses 

1. Vorjahresgesamtabschluss zum 31. Dezember 2017 

Die Bestätigung des Vorjahresgesamtabschlusses der Stadt in der Ratssitzung ist gemeinsam mit 

der Entlastung des Bürgermeisters in der Sitzung des Rates vom 18. Dezember 2018 erfolgt. 

Die Anzeige des Vorjahresgesamtabschlusses beim Landrat des Kreises Warendorf als untere 

staatliche Verwaltungsbehörde erfolgte mit der Anzeige über die Entlastung des Bürgermeisters 

mit Schreiben vom 20. Dezember 2018. 

Die Veröffentlichung des Vorjahresgesamtabschlusses zum 31. Dezember 2017 im Amtsblatt 

(amtlichen Bekanntmachungsblatt) der Stadt Beckum erfolgte am 9. Januar 2019. 
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2. Konsolidierungskreis 

Erstellung des Gesamtabschlusses: 

Die Aufstellung des Gesamtabschlusses erfolgt EDV-gestützt. Die Konsolidierungsvorgänge sind 

ordnungsgemäß nachgewiesen und protokolliert. 

 

Die im Gesamtanhang gemachten Angaben zum Konsolidierungskreis sind vollständig und zutref-

fend. Die Vorschriften zur Einbeziehung bzw. zum Verzicht der Einbeziehung zur anteiligen Konso-

lidierung wurden beachtet. 

 

Abschließend stellen wir damit fest, dass die Ordnungsmäßigkeit der durchgeführten Konsolidie-

rungsmaßnahmen gegeben ist.  

 

3. Gesamtabschluss 

Die Prüfungspflicht des Gesamtabschlusses ergibt sich für die Gebietskörperschaft aus § 102 

Abs. 11 GO NRW n. F. bzw. § 102 Abs. 11 GO NRW n. F. i. V. m. § 59 Abs.  3 GO NRW n. F. 

 

Der Gesamtabschluss, bestehend aus Gesamtergebnisrechnung, Gesamtbilanz und Gesamtan-

hang zum 31. Dezember 2018 ist gemäß §§ 49 bis 51 GemHVO NRW unter Beachtung der ergän-

zenden Bestimmungen der Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen i. V. m. 

§§ 300 bis 309 HGB aufgestellt und entspricht nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vor-

schriften.  

 

Der Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2018 wurde ordnungsgemäß aus dem Einzelabschluss 

der Stadt und den Jahresabschlüssen der verselbständigten Aufgabenbereiche sowie den ergän-

zenden Unterlagen zu den Konsolidierungsmaßnahmen erstellt. 

 

Die im Vorjahr angewandten Konsolidierungsbuchungen wurden nachvollzogen und zutreffend 

fortgeführt. Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften wurden beachtet. Der Gesamtanhang 

enthält die gemäß den gesetzlichen Vorschriften erforderlichen Angaben und Aufgliederungen. 

 

Die Eröffnungsbilanzwerte der Gesamtbilanz sind ordnungsgemäß aus dem Vorjahresgesamtab-

schluss übernommen worden. 

 

Der Gesamtabschluss schließt an den von uns geprüften und mit einem uneingeschränkten Bestä-

tigungsvermerk versehenen Vorjahresgesamtabschluss an. 
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Die Gesamtbilanz und die Gesamtergebnisrechnung sind ordnungsgemäß aus der Buchführung 

und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Dabei wurden die Ansatz-, Ausweis- und Be-

wertungsvorschriften der GemHVO NRW in allen wesentlichen Belangen beachtet.  

 

Der Gesamtanhang enthält alle gemäß den gesetzlichen Vorschriften erforderlichen Angaben und 

Aufgliederungen. 

 

4. Gesamtlagebericht 

Der von dem gesetzlichen Vertreter erstellte Gesamtlagebericht entspricht in allen wesentlichen 

Belangen den Vorschriften des § 51 GemHVO NRW und steht in Einklang mit dem Gesamtab-

schluss sowie unseren im Rahmen der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen. Er vermittelt insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der 

Stadt und stellt die wesentlichen Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 

 

V. Gesamtaussage des Gesamtabschlusses 

Feststellungen zur Gesamtaussage 

Nach unserer auftragsgemäßen Prüfung stellen wir fest, dass der Gesamtabschluss den gesetzli-

chen Vorschriften entspricht und insgesamt, d. h. im Zusammenwirken von Gesamtbilanz, Ge-

samtergebnisrechnung sowie Gesamtanhang, unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, 

Ertrags- und Finanzgesamtlage des Konzerns vermittelt. 

 

Bewertungsgrundlagen 

Die Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden der Stadt in dem vorliegenden Gesamt-

abschluss zum 31. Dezember 2018 erfolgte gemäß den Vorschriften der GO NRW a. F. und der 

GemHVO NRW. Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind im Gesamtanhang angegeben. 

 

Die Stadt hat zum 1. Januar 2010 erstmalig unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung eine Eröffnungsbilanz zum Gesamtabschluss vorgelegt. Gemäß § 92 Abs. 3 GO 

NRW a. F. waren die Wertansätze der Eröffnungsbilanz auf der Grundlage von vorsichtig ge-

schätzten Zeitwerten vorzunehmen. Die so für die Eröffnungsbilanz ermittelten Werte für die Ver-

mögensgegenstände gelten für die künftigen Haushaltsjahre als Anschaffungs- und Herstellungs-

kosten, die fortzuführen sind. Diese Anschaffungs- und Herstellungskosten stellen künftig die 

Wertobergrenze für die Bewertung im gemeindlichen Gesamtabschluss dar. 
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Die Kapitalflussrechnung ist in Anlehnung an die Deutschen Rechnungslegungsstandards (DRS 2) 
aufgestellt worden. 
 
 
F. Schlussbemerkung 

Den vorstehenden Prüfungsbericht, einschließlich der Wiedergabe des Bestätigungsvermerks, er-
statten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und dem Prüfungsstandard zu 
den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten (IDW PS 450 n. F.). Auf 
§ 328 HGB wird verwiesen. 
 
 
Münster, am 19. September 2019 
 
 

 

CURACON GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
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Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Das vorliegende Prüfungsergebnis der Curacon GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vom 

19. September 2019 wird von der Örtlichen Rechnungsprüfung übernommen. 

Stadt Beckum 

Örtliche Rechnungsprüfung 

Beckum, den  

Leitung Örtliche Rechnungsprüfung 

Das vorliegende Prüfungsergebnis der Curacon GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vom 

19. September 2019 einschließlich der Übernahmebestätigung der Örtlichen Rechnungsprüfung 

wurde vom Rechnungsprüfungsausschuss übernommen. 

Stadt Beckum 

Rechnungsprüfungsausschuss 

Beckum, den  

Vorsitzender 





Verwendungsvorbehalt 

Im Prüfungsbericht fasst der Abschlussprüfer die Ergebnisse seiner Arbeit insbesondere für jene 

Vertreter der Gemeinde zusammen, denen die Überwachung obliegt. Der Prüfungsbericht hat 

dabei die Aufgabe, durch die Dokumentation wesentlicher Prüfungsfeststellungen die Überwa-

chung der Gemeinde durch die zuständigen Vertreter zu unterstützen. Er richtet sich daher  

- unbeschadet eines etwaigen, durch spezialgesetzliche Vorschriften begründeten Rechts Dritter 

zum Empfang oder zur Einsichtnahme - ausschließlich an Vertreter der Gemeinde zur gemeinde-

internen Verwendung. 

Unserer Tätigkeit liegen unser Auftragsbestätigungsschreiben zur Jahresabschlussprüfung und die 

"Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften" in 

der vom Institut der Wirtschaftsprüfer herausgegebenen Fassung vom 1. Januar 2017 zu Grunde. 

Dieser Prüfungsbericht ist ausschließlich dazu bestimmt, Grundlage von Entscheidungen der Ver-

treter der Gemeinde zu sein, und ist nicht für andere als bestimmungsgemäße Zwecke zu verwen-

den, so dass wir Dritten gegenüber keine Verantwortung, Haftung oder anderweitige Pflichten 

übernehmen, es sei denn, dass wir mit dem Dritten eine anderslautende schriftliche Vereinbarung 

geschlossen hätten oder ein solcher Haftungsausschluss unwirksam wäre. 

Dies gilt sowohl für die ausgedruckten Exemplare des Berichts als auch für die elektronische 

Fassung, die wir Ihnen zur Verfügung stellen. 

Nicht durch uns eingescannte Prüfungsberichte dürfen in keinem Fall an Dritte weitergegeben 

werden. 

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass wir keine Aktualisierung des Prüfungsberichts und/oder 

Bestätigungsvermerks hinsichtlich nach der Erteilung des Bestätigungsvermerks eingetretener 

Ereignisse oder Umstände vornehmen, sofern hierzu keine gesetzliche Verpflichtung besteht. Wer 

auch immer Informationen dieses Prüfungsberichts zur Kenntnis nimmt, hat eigenverantwortlich zu 

entscheiden, ob und in welcher Form er diese Informationen für seine Zwecke nützlich und tauglich 

erachtet und durch eigene Untersuchungshandlungen erweitert, verifiziert oder aktualisiert. 





Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen,
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden.
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9.

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1,
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit,
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.

50261
09/2016

A
lle

 R
e
c
h
te

 v
o
rb

e
h
a
lte

n
. 
O

h
n
e
 G

e
n
e
h
m

ig
u
n
g
 d

e
s 

V
e
rl
a
g
e
s 

is
t 
e
s 

n
ic

h
t 
g
e
st

a
tt
e
t,
 d

ie
 V

o
rd

ru
ck

e
 g

a
n
z 

o
d
e
r 

te
ilw

e
is

e
 

n
a
ch

zu
d

ru
ck

e
n
 b

zw
. 
a

u
f 
fo

to
m

e
ch

a
n
is

ch
e
m

 o
d
e
r 

e
le

kt
ro

n
is

c
h
e
m

 W
e
g
e
 z

u
 v

e
rv

ie
lfä

lti
g
e
n
 u

n
d
/o

d
e
r 

z
u
 v

e
rb

re
ite

n
.

©
 I
D

W
 V

e
rl
a
g
 G

m
b
H

 ·
 T

e
rs

te
e
g
e
n
st

ra
ß

e
 1

4
 ·

 4
0
4

7
4
 D

ü
s
se

ld
o
rf

D
o

kI
D

:
6
3
9
2
1
3

T
F

N
6
5
E

0

Lizenziert für/Licensed to: CURACON GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft | 4311118 | 139



(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach §
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer,
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.
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